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1. Teil 

Einleitung 

Α. Thematische Einführung 

I. Fragestellung 

Bis zum Jahr 2002 sind in Deutschland ca. 415 Mrd. DM (212 Mrd. Euro) ver-
erbt worden; der durchschnittliche Wert eines Nachlasses ist dabei voraussichtlich 
von 199.100 DM (101.800 Euro) im Jahre 1990 auf 471.600 DM (241.100 Euro) 
im Jahr 2002 gestiegen.1 

Erbschaften werden daher für die sog. Erbengeneration in immer größerem Um-
fang einen erheblichen Vermögensfaktor  ausmachen. Vielfach wird es den Erben 
dabei nicht darum gehen, in familiärer  Verbundenheit das Ererbte weiterzunutzen 
- etwa selbst ins Elternhäuschen einzuziehen - , sondern sie werden eine möglichst 
gute Kapitalisierung anstreben. Das ist oft ein langwieriger Prozeß, denn im Regel-
fall wird es nicht einen Alleinerben, sondern eine Erbengemeinschaft  geben. Diese 
muß sich erst einmal einig werden, wie die Erbschaft  denn verteilt werden soll. 
Der einzelne Miterbe kann hingegen nach den §§ 2033 Abs. 2, 2040 Abs. 1 BGB 
nicht über die einzelnen Nachlaßgegenstände verfügen; ihm steht nur gem. § 2033 
Abs. 1 BGB ein sog. Anteil am Nachlaß zu. Ein Miterbe hat hierbei drei verschie-
dene Möglichkeiten, aus dieser Beteiligung Kapital zu schlagen: So kann eine 
Totalauseinandersetzung gelingen, d. h. die Miterben teilen unter sich alle Nach-
laßgegenstände auf oder verkaufen diese und teilen sich den Erlös. Geht dem Mit-
erben dies nicht schnell genug, so kann er auch gegen Abfindung aus der Erben-
gemeinschaft ausscheiden. Schließlich bietet sich auch an, seinen gesamten Anteil 
am Nachlaß - seinen Miterbenanteil - zu verkaufen und zu übertragen.2 Besondere 
Bedeutung kommt dieser Möglichkeit dann zu, wenn der Erblasser die Ausein-
andersetzung aufgeschoben oder ausgeschlossen hat (§ 2044 BGB) oder Zwist 
unter den Erben die Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft  auf lange Sicht 
verhindert.3 Eine Übertragung des Miterbenanteils kann aber auch dazu dienen, 

1 Zitiert nach Der Spiegel 17/1998, S. 79, der seinerseits auf eine Studie der Kölner BBE-
Unternehmensberatung Bezug nimmt. 

2 Zu diesen grundsätzlichen Alternativen der Erbauseinandersetzung vgl. Sarves,  Rn. 58 ff. 
3 Ebenroth,  Rn. 733; Haegele,  BWNNotZ 1971, 129. 

2* 



20 1. Teil: Einleitung 

eine (Mit-)Berechtigung an einem Nachlaßgrundstück einzuräumen, ohne dadurch 
ein auf diesem lastendes Vorkaufsrecht  auszulösen.4 

Möglichkeit und Rechtsfolgen einer solchen vollständigen Übertragung sind im 
wesentlichen geklärt. Umstritten ist hingegen, ob auch die bruchteilige Übertra-
gung eines Miterbenanteils möglich ist und vor allem, welche Folgen das gegebe-
nenfalls hätte. 

I I . Praktische Bedeutung des Problems 

Für eine solche Verfügung gibt es ein starkes wirtschaftliches Bedürfnis. 

So gestaltet sich die Suche nach einem zahlungskräftigen Käufer um so 
schwieriger, je wertvoller der Nachlaß ist; u.U. werden sich dann nur mehrere 
zusammen zum Erwerb des Erbteils bereit finden. Diesem Beweggrund für eine 
bloß bruchteilige Erbteilsübertragung wird mit der steigenden Anzahl großer Erb-
schaften zunehmend Gewicht zukommen. Möglich ist auch, daß der Miterbe 
nicht seinen gesamten Anteil veräußern möchte, sondern ihn etwa akute Geldnot 
zu einer Teilverwertung treibt. Weiter taucht die gleiche Problematik auf, wenn 
beispielsweise ein Vater Miterbe wurde und noch vor der endgültigen Ausein-
andersetzung dieses Nachlasses seinerseits verstirbt und seine Kinder ihn beerben. 
Zum Nachlaß des Vaters gehört dann auch dessen Miterbenanteil. Bei der Ausein-
andersetzung unter den Kindern können diese dann den ererbten Miterbenanteil 
ihres Vaters ζ. B. unter sich nach Bruchteilen aufteilen oder an mehrere Dritt-
erwerber veräußern wollen.5 

Bedeutsam für die Praxis sind aber insbesondere auch - bei angenommener 
Möglichkeit - die Rechtsfolgen einer bruchteiligen Übertragung des Miterben-
anteils. So ist zu klären, wie sich das Innen- und Außenverhältnis der Erben-
gemeinschaft nach einer solchen Verfügung gestaltet, wie also ζ. B. die Bruchteils-
erwerber an einer Beschlußfassung über eine beabsichtigte Vermögensumschich-
tung teilnehmen sowie ob und in welcher Weise sie an deren Vollzug mitwirken 
müssen. Dieser Punkt entscheidet über die Machtverhältnisse in der Miterben-
gemeinschaft und die Handlungsfähigkeit der Miterben. Außerdem stellen sich 
schließlich Fragen zum Vorkaufs- und Grundbuchrecht. 

4 Vgl. hierzu etwa den BGH DNotZ 1969, 423 zugrundeliegenden Fall, bei dem zunächst 
ein am Grundstück Interessierter einen Miterbenanteil gekauft hatte, um dann bei der Ausein-
andersetzung das anvisierte Nachlaßgrundstück übertragen zu bekommen. 

5 Zu den möglichen Fallgestaltungen vgl. auch Haegele,  Rpfleger 1968, 173 ff.  sowie 
Staudenmaier,  DNotZ 1966, 724 f. 



Β. Thematische Abgrenzung des Gegenstands der Untersuchung 21 

I I I . Grundsätzliche Bedeutung des Problems 

Neben diesen praktischen Auswirkungen einer Untersuchung über die Möglich-
keit und Rechtsfolgen einer bruchteiligen Übertragung eines Miterbenanteils 
kommt ihr aber auch grundsätzliche Bedeutung zu. Die hier aufgeworfenen  Fragen 
werden im Schrifttum zum Teil mit Rekurs auf das Gesamthandsprinzip beantwor-
tet - mit unterschiedlichem Ergebnis. Es wird daher auch zu klären sein, inwieweit 
das Gesamthandsprinzip für den vorliegenden Problemkreis relevant ist, wie es zu 
verstehen ist und welche Folgerungen sich aus ihm für die bruchteilige Übertra-
gung von Erbteilen ziehen lassen.6 

Die Konsequenzen hängen dabei direkt vom jeweiligen Gesamthandsverständnis 
ab. Sind diese unzuträglich, so muß die zugrundegelegte Gesamthandstheorie revi-
diert werden, soweit sie nicht bloße Wiedergabe des Gesetzes, sondern einen Er-
klärungsversuch für eine bestimmte Regelung darstellt. 

Gleiches gilt auch für die zur Bruchteilsgemeinschaft  entwickelten Erklärungs-
modelle und die damit eng zusammenhängende Frage nach der Teilbarkeit von 
Rechten. 

An Einzelfragen müssen sich die Theorien zur Gesamthands- und Bruchteils-
gemeinschaft sowie zur Teilung der Rechte bewähren; die Frage nach der Möglich-
keit und den Rechtsfolgen einer bruchteiligen Übertragung des Miterbenanteils 
leistet daher zugleich einen Beitrag zur Klärung dieser Grundfragen. 

B. Thematische Abgrenzung 
des Gegenstands der Untersuchung 

Die vorliegende Untersuchung hat die Möglichkeit und Rechtsfolgen bruch-
teiliger Übertragungen von Miterbenanteilen zum Gegenstand. Positiv kann diese 
Thematik erst dann präzise benannt werden, wenn begrifflich  geklärt ist, was für 
diese Arbeit unter Miterbenanteil, Übertragung und Bruchteil verstanden wird. 
Negativ läßt sich jedoch bereits einiges ausscheiden. 

I. Äußere Grenzziehung 

Das Thema ist eingegrenzt auf Übertragungen. § 2033 Abs. 1 S. 1 BGB läßt 
allerdings jede Verfügung über Miterbenanteile zu. Trotzdem wurde keine Erstrek-
kung der Abhandlung auf andere Verfügungen vorgenommen. Es hätten sich im 
Falle des Nießbrauchs, der Pfändung und Verpfändung nicht die bei bruchteiliger 

6 Zur Bedeutung des Gesamthandsprinzips bei der Lösung von Einzelproblemen im Recht 
der Miterbengemeinschaft  s. auch Bartholomeyczik,  FS Reinhardt, S. 32. 


